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WIESBADEN .- 

An den Vorsitzenden des Ausschusses für Finanzen, Der Oberbürgermeister 
Wirtschaft und Beschäftigung 

über 

den Magistrat 

über 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Thiels 

< 6 .  Juni 2008 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gemäß Beschluss Nr. 0086 vom 05.03.2008 (Vorlage Nr. 08-F-01-0029) wurde der Magistrat 
gebeten, dem Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung über die Wiesbadener 
Immobilien Management GmbH zu berichten und verschiedene Unterlagen von der WIM 
GmbH (Jahresabschluss 2006, aktuelle Satzung) dem Ausschuss vorzulegen. 

Im Nachgang zu meinem Schreiben vom 06. Mai 2008 sende ich Ihnen, zur Vorlage an den 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung die aktuelle Satzung der WIM GmbH. 

In dieser Satzung ist ein Aufsichtsrat für die WIM noch nicht vorgesehen. Es ist jedoch ge- 
plant, gemäß Stadtverordnetenbeschluss Nr. 0623 vom 13.12.2007 (Sitzungsvorlage 07-V- 
20-0064) einen Aufsichtsrat zu implementieren. Auszug aus dem Beschluss: 

Z Die WIM Wiesbadener lmmobilienmanagement GmbH soll in der Zielstruktur 
einen Aufiichtsrat erhalten, der aus dem Oberbürgermeister, sechs Vertretern 
der Stadh/erordhetenversammlung und einem Vertreter der Wiesbadener Ver- 
sorgungs- und Verkehrsholding GmbH besteht. Die Vergütung der Aufsichts- 
mtsmitg/ieder soll der Au~ichtsratsvergütung bei der Wiesbadener Vemr- 
gungs- und Verkehrsholding GmbH entsprechen. 

Nach Klärung der noch offenen steuerlichen Frage hinsichtlich der Pauschalversteuerung 
des so genannten EK02-Bestandes wird die Satzung der WIM GmbH entsprechend ange- 
passt. 

Mit ff'bundlichen Grüßen 
<~ -  - - U.. .J ,/ 

.. 

,. .- 
C - . --- -..~- -. -- .. 

Dr. Helmut Müller 

Anlage 

Rathaus Schloßplatz 6 
65183Wiesbaden 
Telefon: 0611 31-2921 
Telefax: 061 1 31-3945 
E-Mail: Dezernat.l@wiesbaden.de 



Gesellschaftsvertrag 

. . . . der : .  

WIM Wiesbadener lrnrnobi~ienrnanagemeht ~ m b ~  

, , Firma, sitz, Rechtsform 

. . 

( . I  ) Die Firma der ~ecellschaft laukt: 
. . 

WIM Wiesbadener lrnrnobilfenmanagement GmbH 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Wiesbadkn. 

(3) Die Gesellschaft is: eine ~esellcc'haft mit beschränkt+r Haming. 

5 2  .' 

Ziel der Gesellschaft, Gegenstand des Unternehmens 

(1) Die ~esellschafi verfolgtvorrangig d& Ziel einer sicher." uvd dzial verantwort- 

baren Wolinungs~ersorgung für breite ~chichten'der ~evö lkerun~.  

(2) Gegenstand des' ~nternehmens ist d i e ~ e r w a l t u n ~  von Immobilien sowie die 

Erbringung von D ienstieistungeh a uf d em Gebiet d er Wohnungsyiitschaft, des 

Städtebaus und der liifrastruktur, insbisondere durch ~eraiungsleis~ungen hin- 

sichtlich der Gessh~ftsprozesioptimier~~ng, der Wohnungsprivitisierung und der 

Akquisition und ~urch'führung von Projektsteueiungsauftriigen. 

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt. alle Geschafte z u  tätigori und Maßnahmen zu . 
' 

treffen, die dem vorstehenden Unternehmonsgegenstand unmittelbar oder mittel- 
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i .; bar die& und förderlich sind. Die ~eskllschaft ist berechtigt. ~wei~niederlas- 

I sungen u nd ~ochtergeselischaften z U e rrichten und k ann s ich a n gleichartigen 
; 

oder ahnlichen Unternehmen zu beteiligen. 

Dauer der ~esellschaft, ~eschaftsjahr, Bekanntinachungen 

f : (1) . Die ~eselkchaft'wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
! 

.._ 
i 

(2) Das Geschaftsjahr ist 'das Kalenderjahr. J 
,! 

. n 

(3) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen in mindestens einer Wiesba- 

dener Lokalzeitung und, soweit gesetzlich vorgeschrieben,. im elektronischen 
. .. Bundesanzeiger. . 

5.4- 

~ t ~ m r n k s ~ i t a l ,  ~ t a r n r n h n l a ~ ~  
, . ,  

( I )  , Das stammkapital der Gesellschaft beträgt . . 25.000 € (in ~ c & n :  fiJnfundzwaiizig-. 

i' tausend Euro) und wird von der wiesbadener Versorgungs- und Verkehrsholding 

GmbH,mit Sitz in wiesbaden ~beknommen. 

(2) Die Stammeinlage i'st in Geld zu erbringen und ist sofort in voller Höhe zur Zahlung 

fällig. 

9 5  
Verfügung Uber ~~sollschaffsantei le 

Die ,ubertragung eines Geschäftsanteils oder von Teilen eihes ~eschaftsanteils an 

einen '~ichtgesellschafter ist nur mit Zustimmung der ~esellschaft zulässig. Die Zu- 
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(7) Soweit über ~ksellscha~ertiesc~~ücce' nicht eine notarielle Niederschrift aufzu- ; 

nehmen ist. wird über jeden gefzssten Geselkchafte~rbeschluss unveriüglich eine 

Niederschrift a ngefertigt, d ie von a Uen G e&ellschaftem b m. rn indestens e iAem 

~eselkchafter und der Gesch~ftciijhrung 'zu unkr.kchrei5en ist. In der Nieder- 

schrift sind der Tag und die Form der Bes'chlussfassung, der Inhalt des Be- 

schlusses. die Stimmabgabon und das Ergebnis anzugeben. . . 

. , 

Die Geschäftsführung nimm! an der Gssellschafterversamrnlung teil, soweit 

nichts anderes bestimmt wird. . . 

Die Anfkhtbarkeit oder Unwirksamkeit von GeselkhafterbeschMscen kann nur 

. binnen zwei Monaien n ach dem E nde d er G eseltschafterve&arnrnlung gekend 
. - 

gemacht werden. 
. , 

§ 9 . . 
Aufgaben der GesellschaRerversammtung 

1 )  Unbeschadet der ihr durch Gesetz und diesen Gesellschaftsvertrag zugewiese- ' 

nen Aufgaben Ist die ~osell~hakerversahrnlun~ insbesondere für folgende An- 
. .  

getegenheiten zuständig:. 

1. Übernahme neuer Aufgaben und Einstellung bisheriger Untemehmensgegens- 
. tande irn Sinne des 5 2 des Gesellschaftsvert~ages, 

2. Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschfießlich Kapitalerhah~ng~n und 

Kapttalherabsetzungen, 

3. Umwandlung und Avflosung der Gesellschaft, .. 

'2.- 4. VerfÜgu,ng über ~eschäietsanteile oder Teile von ~eschaft~anteiien, 
t 

5. Wahl des Abschlcssprüfers des Jöhresabschfussss vor Ablauf des Geschäftcjah- 

res. auf das sich seine Prüfungstäiigkei: erstreckt, sowie die Auftrag~ertei~ung an 

diesen, 

6. ~eststellun~ des ~ahresabschlusses und der Ergebnisverwendung, 
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~eschlussfassung Uber den MfirCschai%splan, 

Festlegung der Gmndsatre der Geschäftspolitik,' 

Besteflung. Abberufvng und Entlastung der Gesch2ftsfü,hrei, 
, . 

~bschlks, Änderung. Aufhebung und" ~ündigung der ~nste l l~ngs~5rbk je  der 

Geschaftsfuhrer, 

Gkltondmachung von Ersatzansprüchen gegen Geschäftsführer und die Wahl 

'von Bevolimächtigten zur Vertretung von ~ r i s ~ f i c h e n  g'egenüber Geschaftsfuh- 

rem. 

. .. .., 

Die Geschilftsfühning bendtigt für die folgenden ~ e s d ä f t e  die 6orherige Zu- 
stim'mung der Gsre~3chn(etvefca.mm~ : 

. . 

1.. Ewerb. V &ußekung O nd B elastuk von G rundstÜ&en s mied er E web. die 

~ e w i l ~ ~ u , r t ~ .  die Übertragung'und die Ver3ußenmQ von dinglichen Rechten, 

2. die Aufnahme 'von Betriebsmittelkrediten', Gewährung von Bürgschaffen oder 

Einräurnung von sonsfigen Sicherheiten ab einem Betrag von E 250.000.00, 

'3 .  Bezugsveflrage und sonstige Verpflichtungen. deren Wert 6 250.000.00 im Ein- 

zelfafl übersteigt, 

4. sonsfge Geschäfte. deren Werl im Einzelfall E 100.000.00 übersteigt. . . 

5. ~rteifuhg von Prokuren und deren Widenuf. 

(3) Die Gesell~schafterversammlung k an; durch Beschluss weitere Geschafte ihrer ~ . 

Zus'iirnmung unterwerfen. 
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:. -:. . (1 1 Der j ahresabschluss ( Bilanz rn it G ewinn- u nd ~erlustrechriui~ sowie Anhang) 
:.. . Y .  , L.' ,? , ,.... und der ~ageberichi ist von'der ~esch~ftsf~hrbng nach Ende des Gecchaftsjah- 8 ;j$ 

6 ;.; * .;:. 
e s  nach den für große Kapitalgesellschaften. geftenden V&schriften des driäan 

Buches des ~andels~e3etzbuches aufzustkllen. sofern nichl weitergehende ge- 

setzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenste- 

hen. Der Jahresabschluss tstdern von der ~ese~schaf ierveisa&mlu~ gewähl- 
- .  

ten Abschlussprüfer zur PriSfung vorzulegen. Der Jahresabschluss ist entspre- 

chend den für große Kapitalgesellschaften gdtenden Vorschriften des dritten Bu- 

p,; \ 

i.: 

T'.. 

ches des Handelsgesetzbuches zu prüfen. Der Abschlussprüfer hat irn Rahmen 

der Jahresabschlussprüfung die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfilhning ge- 

maß 5 53 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 des Haushaltsgrunds3tzegeselz (HGrG) zu prü- 

fen. 

(2) Der Landeshauptstadt Wiesbaden wird der PrüfungsMcM des AbschlussprÜfers 

uirverzuglich nach dessen Eingang übersandt Das ~echnun~s~rüf~ngsamt der 

Stadt Wiesbaden hat die Rechte nach 5 54 Haushdtsgmndsätzegesetz (HGG). 

(3) Nachdem der AbschfussprClrer de; ~eschafk~ührung Gelegenheit zur '~tellung- 

nahm zu dem Pfiungsbericht gegeben hat, legt er dissen der GeseDschafier- 

versamrnlung vor. Die Geschäftsftlhning hat der Gesellschafterversammlung den 

Vorschlag fur die Verwendung des Ergebnisses vorzu.legen. 

(4) Die Gesellscha~ewsrs~mrr!iun~ hat sp9:estens bis zum Abiaui der ersren acht 

Monate des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschbsses und 

Dber die Ergebnisvenvetidung für das vorangegangene Geschäftsjahr zu be- 

schließen. Der Abschlussprü.fer hat. an den Verhandlungen Ober den Jahresab- 

schluss teilzunehmen und über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung ui 

berichten. 
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F' ( 5 )  Die Offeenlesung desJahresabschlussos~nd des ~ageberichtei richtet sich nach 
,:9. 

den für die Größenordnung der Ges~llschaf maßgeblichen Vorschriften des drit- 
t.,.". .V i . ' E:) , . ?, : 
. L* 

ten Buches des Handelsgesetzbuches. Von den grölJenabhängigen Erleichte- 

rungen riach $'§ 326. 327 H G 5  hat die ~sschäflsführun~ bei Vorliegen der ent- 

sprechenden Voraussetzungen Gebrauch zu machen. sofern die Geseflschafter- 

versammlung nichts anderes beschließt. 

5 11 
Wirtschaftsplan 

, Die GeschäftsfDhrung stellt in sinngemäßer Anwendung des Eigenbetn'ebsgesetzes 

Hessen vor' Beginn des Geschäffsjahrec einen Wirtschaftsplan auf. Der Wirbchaffsfuh- 

rung ist eine fünfja.hrige Finanrplanung zugrunde zu legen. Der Wirtschaftsplan um- 

fasst den Verrnbgens- und den Edolgsplan. Wirtschaftsglail und Fina.nzplan sind der 

Gesetlschafterversammlung zur Kenntnis z u  bringer,. 

§ 72 
Schlussbestimmungen 

(1) Soweit in diesem GeselIschaftsverkrag keine besondeien Regelungen g~koffen 

werden, gelten' die gesetzlichen B8estirnmungen. 

(2) Alle das Gese~lschaftsverh3ltnis betreffenden Vereinbarungen  wischen dem 

Gese[ischaf€er und der Gesellschaft bedürfsn der Schriftform, soweit nicht ge- 

seizlich eine andere Form vcrgeschriobo,n ist. Dies gilt auch für den Verzicht auf 

das Schriftf~rrnerfordernis. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam 

oder unanwendbar sein oder werden oder sol1t.e c ~ c h  in dem Vertrag eine LuCke 

befinden. so soll hierdurch die GOltigkoit der Obrigon ~ e s l i n r n u n ~ e n  nicht beruhrt 
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wsrden. ,4nstelte der unwirksamen oder unanwendbareri Bestimmung oder zur 

Ausfüllung der Lü.cke soll eine angemessene Regelung gelten, die; soweit recht- 

lich moglich, dem a n  nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt haben o- 

der nach dem Sinn und Zwgck dieses Vertrages gewollt haben würden, wenn sie 

den Punkt bedacht hatten. 

Die mit der Errichtung der Gesellschaft verbundenen Kosten und Gebühren (Na- 

tar- u n i  Registerge"chtsgeb0hren. Kosten der Veröffentlichung und die. Kosten - 

der Grundungskratung) trägt die Gesellschaft bis zu einem i-todrstbetrag von 

€UR 1.500,OO. 


